
gung der materiellen und kulturellen Bedürfnisse der
Familienmitglieder zur Verfügung steht.“11 

Es handelt sich also um die rechtliche Regelung der 
Konsumtion des Teils des gesellschaftlichen Gesamt­
produkts, der zur Befriedigung der materiellen und 
kulturellen Bedürfnisse der Familienmitglieder zur Ver­
fügung steht. Dazu gehören auch die Kinder, und dazu 
gehört auch der Ehepartner mit dem höheren Einkom­
men; denn in seiner Person handelt es sich um die Be­
schränkung seiner Rechte zugunsten der Familie.'

Wenn C ' h a l f i n a  es noch nicht für richtig ansieht, 
daß das gemeinschaftlich erworbene Vermögen ggf. zu 
gleichen Teilen geteilt wird — es handelt sich also um 
die Konkretisierung der Anteile am gemeinsamen Ver­
mögen —, dann deshalb, „weil man bisweilen noch auf 
Überreste der widerwärtigen Moral stößt, die in den 
Versuchen zum Ausdruck kommen, Familienverhältnisse 
zu eigennützigen Zwecken auszunutzen“. Auf die Be­
kämpfung . dieser Überreste müssen auch diejenigen 
Normen des sozialistischen Rechts gerichtet sein, welche 
die Vermögensverhältnisse der Ehegatten regeln. „Das 
Gericht an eine feste Norm zu binden, die für die Ehe­
gatten Gleichheit der Anteile an dem gemeinsam er­
worbenen Vermögen in ausnahmslos allen Fällen fest­
legt, scheint noch nicht ausreichend begründet und ver­
früht zu sein“* 12.

Chalflna vertritt damit die Auffassung, daß mit der 
weiteren Festigung der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung das Recht sich mehr und mehr im Sinne einer 
bindenden Norm entwickeln kann, die für die Ehegatten 
Gleichheit der Anteile an dem gemeinsam erworbenen 
Vermögen in allen' Fällen festlegt.

Vergegenwärtigt man sich diese Beziehungen unter 
Berücksichtigung der allgemeinen Grundlagen; der Ehe, 
so wird deutlich, daß es sich nicht nur um die Bewer­
tung der Hausarbeit der Ehefrau handeln kann13.

Im übrigen ist die Befriedigung der materiellen und 
kulturellen Bedürfnisse der Familie nicht nur eine 
Frage des Eigentumsrechts. Auch das Schuldrecht dient 
dem unmittelbar, z. B. im Falle der Wohnungsmiete. 
Auch das sowjetische Mietrecht ist so gestaltet, daß es 
die ehelichen und Familienverhältnisse fördert. Eine 
Besonderheit des Mietvertrages besteht darin, daß die 
Rechte und Pflichten aus dem Vertrag grundsätzlich 
nicht nur in der Person desjenigen entstehen, der den 
Vertrag abschließt, sondern gleichzeitig in der Person 
derjenigen, die zusammen mit dem Vertragsschließen­
den als Familienmitglieder leben. Alle Personen haben 
gleichermaßen das Recht zum Besitz und zur Nutzung, 
obwohl formal nur eine als Vertragspartner auftritt14. 
Und in der gleichen Richtung liegt es, daß der Mietzins, 
der zu einem Teil nach dem Einkommen bemessen 
wird, sich nach dem Familienmitglied mit dem höchsten 
Einkommen richtet, unabhängig davon, ob dieses Mit­
glied formell im Mietvertrag in Erscheinung tritt oder 
nicht15 16.

In diesen Verhältnissen ist es begründet, daß sowohl 
in der Sowjetunion als auch in den Volksdemokratien 
aus dem Erwerb der Eheleute während der Ehe das 
Gesamtgut gebildet wird1«. Dieser Weg wird beschritten, 
um die Gleichberechtigung in der Ehe, die eine reale 
Gleichberechtigung sein muß, dadurch herzustellen, daß 
eine Art Neuverteilung des gesellschaftlichen Gesamt­
produkts erfolgt, welches die Ehepartner in ihrer Person 
nach dem Leistungsprinzip Erhielten, aber nicht mehr 
nur nach diesem Prinzip persönlich nutzen können,

u R. o. Chalflna, Das Recht des persönlichen Eigentums 
der Bürger der UdSSR, Moskau 1955, S. 73 (russ.). Die deutsche 
Ausgabe befindet sich in Vorbereitung.

18 Chalflna, a.a.O. S. 77 (russ.)
13 Nathan, a.a.O. S. 296, 297.
i* Asknasi/Braude/Pergament, Das Wohnungsmiet recht, Mos­

kau 1956, S. 89 (russ.).
« ebenda S. 173.
16 Wegen des weiteren Nachweises hierfür vgl. Nathan, a.a.O.

S. 307.

sondern gemeinsam nutzen müssen nach den Prinzipien 
der ehelichen Gemeinschaft und der Familiengemein­
schaft.

Aus diesen Gründen kann ich der These von 
N a t h a n  nicht zustimmen, daß in der voll ausgebilde­
ten sozialistischen Gesellschaft das Prinzip der Güter­
trennung einzuführen sei17. Auch die hieran geknüpften 
Schlußfolgerungen können nicht anerkannt werden, da 
sie auf einem Irrtum beruhen. Insbesondere kann ich 
der Auffassung nicht zustimmen, daß das Eherecht in 
der Deutschen Demokratischen Republik sich auf die 
Gütertrennung als das Güterrecht der Zukunft orien­
tieren muß18. Diese These beruht m. E. letzten Endes 
auf einer ungenügenden Trennung der Begriffe „Gleich­
berechtigung“ und „Gleichheit“.

Es ist 'keine Förmlichkeit, wentn die Gesetze der So­
wjetunion und der Volksdemokratien neben der all­
gemeinen Gleichberechtigung der Frau — die in allen 
diesen Verfassungen ausgesprochen wird — auch noch 
besonders die Gleichberechtigung in der Ehe festlegen; 
zum Teil erscheint sie sogar als Verfassungsgrundsatz, 
wie in der CSR oder in Ohina. Diese gesetzlichen Be­
stimmungen sind der Ausdruck dafür, daß es gilt, die 
Gleichberechtigung im Hinblick auf die besonderen 
ehelichen Beziehungen herbeizuführen.

Die Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik statuiert in Art. 6 die allgemeine Gleichberechti­
gung der Bürger, in Art. 7 die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau und in Art. 30 (ebenso § 13 MKSchG) 
die Gleichberechtigung in der Familie. Somit erweisen 
sich diese Bestimmungen als ein klarer Ausdruck unse­
rer gesellschaftlichen Verhältnisse.

In der Deutschen Demokratischen Republik besteht 
aber gegenüber der sozialistischen Gesellschaftsordnung 
noch eine Besonderheit. Infolge der Existenz der nicht­
sozialistischen Wirtschaftsformatianen gibt es auch 
nichtsozialistische Verteilungsverhältnisse: kleine
Warenwirtschaft, kapitalistische Produktionsverhält­
nisse. Das bedeutet, daß die Ehegatten in diesen nicht­
sozialistischen Formen- an der Verteilung des gesell­
schaftlichen Gesamtprodukts teilnehmen. Deshalb 
kommt es darauf an, daß bei der Statuierung der 
Gleichberechtigung in der Familie durch das Gesetz 
solche nichtsozialistischen Produktionsverhältnisse 
nicht mit zum Inhalt der gesetzlich fixierten ehelichen 
Beziehungen gemacht werden, da das dem Wesen der 
Ehe in unserem Staat widerspräche19. Man muß die 
Fälle der nichtsozialistischen Verteilungsverhältnisse 
scharf trennen von dem Fall des ungleichen Einkom­
mens aus beiderseitigen sozialistischen Verteilungs- 
Verhältnissen, was in den Ausführungen von Nathan 
nicht geschieht20. Der zuletzt genannte Fall ist eine Ge­
setzmäßigkeit auch in der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung, der erste nur in der Übergangsperiode zum 
Sozialismus. Deshalb wird auch die Behandlung ihrer 
Problematik in der Gesetzgebung verschieden sein müs­
sen. Nathan spricht in Verbindung damit nur von der 
Änderung der sozialen Position der Eheleute im Laufe 
der Ehe21. Seiner Ansicht nach sei es nicht möglich und 
auch nicht nötig, für alle diese Kategorien besondere 
Güterrechtstypen zu schaffen. Das ist auch nicht nötig. 
Aber die beiden allgemeinen Besonderheiten, auf die in 
diesem Aufsatz hingewiesen wurde, gilt es zu beachten: 
nämlich einmal die Tatsache, daß die allgemeine Gleich­
berechtigung nach dem Gesetz noch nicht Gleichheit be­
deutet, und zum anderen, daß bei der Herstellung der 
Gleichberechtigung in der Ehe die nichtsozialistischen 
Verteilungsverhältnisse nicht mit zum Inhalt der ehe­
lichen Beziehungen werden dürfen.

” Nathan, a.a.O. S. 288.
18 Nathan, a.a.O. S. 291.
19 Artzt, NJ 1957 S. 298 ff. 
89 Nathan, a.a.O. S. 302.
» Nathan, a.a.O. S. 302.
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